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Direktorium 1. Departement
Bereich Volkswirtschaft
D /27.8.1990

Aide Mëmoire
1990

für die 'F-lqiigsprache 7. September

1. Einleitung
Im Direktoriumsprotokoll vom 12. Juli 1990 wird das I. Departement beauf-
tragt, im Hinblick auf die Aussprache mit dem Bundesrat am 7. September ein
Aide Mëmoire zu verfassen, in dem die
Beitritt und der im IWF zu vertretenden Haltung dargelegt wird". Die vorlie-

n bezugllch0

genden AusführungenWzen das ausführlichere Strat€ .epapier von
1 Dern 7 mrt, 'IIIBiBI& den ie din

nEo 1 zu erhalten, geknüpft. DabeiBd

liegt die .lbank und Frnanzdepartement r
Bundesrat wird den Beitrittsentscheid auf Grund der Quotenofferte des IWF
fällen müssen, mit der im Prinzip im Verlaufe dieses Herbstes zu rechnen ist.
Ob ein fester ExekuHvdirektorensitz gewonnen werden kann, wird sich defini-
tiv erst bei den Exekutivdirektorenwahlen im Jahre 1992 zeigen

-össerJsü_ÜädadäJ? bMuhai: :„- , „, ,-1>zu erreich@UOt1

Für die Nationalbank bildet die Aussprache mit dem Bundesrat vom 7. Sep-
tember die mage Stellung zu

Im HinblickHl•a-erte iTm

das IIn
auf diese Aussprache behandelt das Aide-Mëmoire folgenden Aspekte:

r
die Vor Wen zur Errl e 3

1 Strategie für das weitere Vorgehen im Hinblick auf einen a]lfälligcn Beitritt
der Schweiz zu den Bretton Woods-Institutionen (BWI), D/5.7.1990. Im Direkto-
rium am 12.7.1990 behandelt.
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IWF-Beitritt

dieBeit des IWV umfasst @–aTFF=ßTiGtioDie
Brvng, die in olitikennationalëlmr un irnalen
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im wesentlichen

welche IIberalen und stabIllsIerungspOlltlschen

te srch dern
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Her Jahren 1Grundsätzen verpflichtet sind. In den lel]

lwährenddemDrint iun[

Mbteu?op+ inUeberE'a: na TiTrfine pm7urnes Te8 e

'F iHn eineden n•=
.wort stabiler internationaler =

lmengefasst werden.tnisse zrungsver

wichtige Aufgabe des IWF sein wird. Die Zielset-
zungen des IWF können unter dem

In einer Welt, deren Volkswirt-
schaRen immer stärker zusammenwachsen und die nIs in der Vergan-

't wird, erhalten intlgenheit nationale Institutnoe -en )olaffsf

Bals bisherme. .eu

nicht zuletzt in der Bedeutung ab, die er bei der U Fundlagenlg von
erhalten hatr dle Srtzul mgiüp

Dies gilt auch für den IWF und zeichnet sich

In der Schweiz ist die

xible Wechselkurse eine Volkswirtschaft nicht vom Ausland ganz abschotten,
zeigten mit aller Deutlichkeit die Entwicklungen der späten siebziger Jahre,
welche in der Schweiz zur Sistierung der auf Preisniveaustabilität ausgerich-
teten Geldrnengenpolitik und Anfang der achtziger Jahre zu einem starken in-

r +1flationsschub führten. Die GI tItOTo-IIn .enun
0 8

sI = 1 ' ?- 1 B , bar g dC A

e auj@bllIMl• Ira
: - -,k verfolgt hätte, so dass der DM/Franken-Kurs insgesamt recht stabil
blieb wird der Autonomie-ziüTëimëhdëtan : cher -erflfc 11

,r,f,h,,...IJ. und der BeaRiTrÜ•F• Iq -37
%en monetären Bereich arbeitetIIM%8 TenI a•

die Nationalbank im Rahmen (nit anderen Notenbanken zusammen.
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Im weiteren Zusammenhang der Makropolitik ist der IWF heute das wichtig-
ste Organ internationaler Zusammenarbeit. Er ist im wirtschaftlichen Bereich
mit heute 152 Mitgliedländern die einzige universelle Institution.

abgesehen'elt dieDass die 'ationä hanrienpro emeU

auch unmittelbarvon ihrer internationalen Verantwortung
die ZahlIF7irror T:zeigten die fi

'Jerwichtiger Schuldnerländer l 61=@@9

Bteten die No1#nationalen %@@ dIgmIna
tenbanken kurzfristige UI. Den Wirtschaftsprogrammen des
IWF kam und kommt jedoch bei der Behebung der Ursachen fundamentalere
und längerfristige Bedeutung zu. Auch wenn die Banken heute besser ge-
schützt sind, bestehen die Schuldenprobleme weiterhin und könnten, vor al-
lem bei einer Kumulation von Schwierigkeiten und insbesondere im amerika-
nischen Bankensystem, ernsthafte

die auch die Nationalbank in Mitleidenschaft ziehen
würden. Zu berücksichtigen ist auch die zunehmende Verschuldung gegenü-
ber öffentlichen Gläubigern.

Ferner kann der IWF dank seiner mehr als vierzigjährigen Erfahrung mit wirt-
schaftlichen Sanierungsmassnahmen beim Uebergang von der Plan- zur
Marktwirtschaft in wertvolle Hilfe leisten. Insbesondere ist zu ver-
hindern, dass sich Schulderlprobleme lateinamerikanischen Ausmasses - und
wie sie Polen heute schon plagen - bilden. Diese würden die Schweiz mehr be-
treffen als die Probleme in Lateinamerika oder Afrika, und unser Land wäre
stärker zur Hilfe verpflichtet. In realwirtschaftlicher Sicht bedeutet ein erfolg-
reicher Uebergang zur Marktwirtschaft in Osteuropa

wirtschaftliche Möglichkeiten.ische ir' C

,k darf sich TamDas I: .c.ona

TeTTe:lWDorientieren Mit Blick in die Zukunft ist vor allem auf die Mag-
Irchkert einer FJ tier WIR hrnzuwersen Vor 1973 -
im Fixkurss\,stern von Bretton Woods - wurden die Verhaltensregeln im Rah
men des IWF formuliert. Nach dem Uebergang der wichtigsten Industrieländer
zu flexiblen Wechselkursen, sah sich der IWF gezwungen, den Wechsel zu ak-
zeptieren und legte den Akzent auf die Koordinierung nationaler Wirtschafts-
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politiken/ welche letztlich die Wechselkurse bestimmen. Seine Kompetenzen
beschränkten sich bisher allerdings auf unverbindliche Empfehlungen. Es ist

jedoch nicht auszuschliessen, dass die Währungsordnung in Zukunft umge-
staltet wird und strengere Verhaltensregeln formuliert werden, die dem IWF
wieder mehr Einfluss geben.

Es dürfte unbestritten sein, dass d
Beitra941BteFiÄHnB iM. Esmssen, woz e

WF-Beitr:stellt sich aber als nächs@ie ra 0 Hl• C

=Hall&T :ltenn•er mei#ëm n

mo: Ëiegt..önrU

D;=41Bvor allem iHn .s,C

_ Höhe der Reservetranche beim IWF3 stell" KnE
von \utun7MTEhen eine ungsrese:

ldBl lc ne

übllm kKI

welche - so wie der IWF heute funktioniert -

dar, wobeI flUr
Form einer

eines im Vergleich zu den
anfallen. Weitere Kosten eines allfälligen IWF-Beitritts fallen in der gegenwär-
tigen Situation weniger ins Gewicht. So kann davon ausgegangen werden, dass

ankens für diesich Bm, w. -gddi
88mvon IIUS 'tl0

Autl waraHB1 Auch u are der

des IWF, insbesondere was die Gestaltung der Währungsordnung und die ge-
ringe Verbindlichkeit wirtschaftspolitischer Empfehlungen anlangt, b

: es konnte Schlressllch konnen fur d le
Nationalbank Kosten in Form möglicher Schwierigkeiten, bei Zielkonflikten
mit dem Bund die Interessen der Nationalbank zu wahren, entstehen. Die

2 Sie im Einzelnen auch Adhësion de la Suisse au Fonds monëtaire international,
SU/UF/mh von September 1989.
3 Bei einer Quote von 2 Mrd SZR würde die Reservetranche grob zwischen 1 Mrd
Franken (einzuzahlender Quotenteil) und 4 Mrd Franken (volle Quotenausschöp-
fung) betragen (nach der 9. Quotenrevision Erhöhung um rund 50%). Dies er-
gibt einen Anteil an den gesamten Devisenreserven der Nationalbank z\\'ischcn
3% und 12%. Dazu kommen noch die finanziellen Belastungen durch die geborg-
ten Mittel des IWF, welche heute grob 7% der eigenen Mittel (Quotensumme)
ausmachen .
4 Minimale Verzinsung: 85% des Marktsatzes
5 Ein lndikator für das Kreditrisiko sind die Zahlungsrückstände im IWF, die in
den achtziger Jahren deutlich gestiegen sind und heute ungefähr 10% der Krc-
ditausstände des IWF betragen.
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Zielkorulikte sollten jedoch nicht überschätzt werden, da letztlich Bund und
Nationalbank an stabilen internationalen Währungsverhältnissen interessiert
sind

}chen der Nationalbank und demDie Be!
und die Z sehrRegelung U Fn–a-Ri

n>ie N,tion,lb,nk stellt sich deshalb auf den Standpunkt, dass diU'
mtur positiv aus:

1•EinIm n
–, --.=. Bn, was durch

einen H•ll•l

IWF waren unter der

bisherigen informellen

gewährleistet wäre.

.t der Nationalbafil(aus der

Bei der Tätigkeit des IWF spielen die wir1 sei0 =

l•lles Cköa 7\

M@MB@d ()’ir CmHm
;riie von der Ueberzeugung getragen.enIËFdms E

elr es HPnu ii• nn ALsind, dass die me
Da stabileden 1VoN .er

Fi-Währur,gsve,hältnisse, wozu in elster LillinIe di$zn n C

- - gehören, eine zentrale Voraussetzung zur Entfaltung der Wirtschaft
bilden, setzt sich der IWF für dieses Ziel ein. Ansatzpunkt seiner Tätigkeit ist
die Zahlungsbilanzhilfe, über die er Einfluss auf die betroffenen Länder ausübt.

Im Zuge des stärkeren Engagements des IWF in der Dritten Welt wird der
zeIt#onfrontrert Da

ZahlungsbilarLZhilfe in armen Ländern, insbesondere in Afrika südlich der Sa-
hara, die Grundprobleme des Landes, nämlich die FÖrderung der wirtschaft-
lichen Entwicklung und des Wirtschaftswachstums, ohne entwicklungspoli-
tische Komponente nicht zu lösen vermag, steht d

!esem ZweckBin di ,upassen FU

(Enhanced Structura1 Adjustment Facility) geschaf
paraten Trust darstellt, bei welchem die beteiligten Länder direkt und nicht der
IWF Gläubiger sind. In Zukunft dürfte allerdings der Druck auf den IWF, seine
Kredittätigkeit stärker auf die Situation von Entwicklungsländern, die seine
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Hauptkreditnehmer sind, auszurichten, zunehmen. W der IWF nicht
ZLüetzt unter starkem

Bolitisc] &

mebliebe:

–Staaten sëRaIFa
mI ÜHHHBrmm

Dies bezeugt auch die harte Kritik, welcher der IWF in der Drit-
ten Welt und in Entwicklungshilfekreisen begegnet. Die harte Linie wie auch
die Schwierigkeiten zeigen sich deutlich in der Haltung, zu welcher sich der
IWF bei der neunten Quotenerhöhung im Hinblick auf die bestehenden Zah-
lungsrückstände (statutenmässiger Stimmrechtsentzug bei Rückstär\den)
durchgerungen hat.

Im Falle elnes BeItrItts der Schwerz zum IWF wurde dIe b
+nun und elne ndes F

,te bgmLr Ir 1ausFyeri1( n E

Beten. Angesichts de, „ie,st,1Le

einsetzen. Preisni

Im Spektrum der
Meinungen würde sie eine
ligen Inflationsrate, welche
die Nationalbank in erster Linie fü
veaustabilität ist eine Grundvoraussetzung f= eine weniger ungleichmässige
und gerechtere Einkommensverteilung und damit auch ein Beitrag zur Ent-
wicklungpolitik. Eine saubere Abgrenzung zwischen Währungs- und Entwick-
lungspolitik wird jedoch, solange Entwicklungsländer Hauptempfänger von
ZahlungsbilarLZhilfe sind, nicht möglich sein.

_im Jahre 1989 erreichte, würde sich

die Haltung der Natio-
nalbank von

kommt, dass

zusammenhängen. Wenn der Bundesrat nach Bekanntgabe der Quote be-
schliesst, den BWI beizutreten, wird die Nationalbank ihre Ansichten und in-
teressen auch in der Oeffentlichkeit vertreten,
den dürften.
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nIËteressen ;=
wirkungsvollsten Wl? Ihr Einfluss ist abhängig von

B, l®F Pxekutivdirektorensitz)e}Lkqüden litb 7 mo
der IUrgru und

% Nationalbder Ko: renzung zwisHlIB CC

Die Ko gegenuber
•

Zwei Ansätze bieten sich an: die gnßme Kompe-der F
oder dreWE,iLain ver

nni•teil an Bund oderder au
1% .„ , Da eine kIaNationalbank. Die Rl .sat:Ure

dem Bund ist Gegenstand einer Studie

re Kompetenzabgrenzung nach Sachbereichen oft unmöglich ist, vertritt auch
die Rechtsabteilung die Ansicht, dassdIe lnHnbËF®nkzusat:gig

AMq3n werden soll-
te. Geht man davon aus, dass der Bund nicht bereit wäre, den Exekutivdirekto-
rensitz im IWF der Nationalbank ganz zu überlassen (was noch zu überprüfen
ist), wäre ein bei dem die NatIonalbank und der Bund die
Schweiz alternierend im Exekutivdirektorium vertreten würden, am besten
geeignet, die Interessen der Nationalbank zu gewährleisten7. Im Gouver-
neursrat wäre :eits,anglna ad der.ema mi(=

NaBundllIHIHllllHUI 0 4

len sollte.häH ATrl'6

Auf die Idee BR Stichs, sich vom Parlament ein

weiteren Verhandlungen geben zu lassen, wird hier nicht eingetreten, da dies
vor allem die Beziehungen zwischen Bundesrat und Parlament betrifft. Es ist
jedoch zu beachten, dass ein solches Mandat, die Wahrung der Nationalbank-
interessen gegenüber dem Bund erschweren könnte.

6 Adhësion de la Suisse aux institutions de Bretton Woods: compëtcnces
respectives de la Confëdëration et de la BNS, CP/24.8.1990.
7 Die Rotation sollte flexibel genug sein, um beispielsweise auf geeignete Kan-
didaten Rücksicht nehmen zu können, jedoch verbindlich genug, um der Na-
tionalbank die Einsitznahme, insbesondere in Phasen, in denen währungs-
politisch wichtige Fragen anstehen, zu ermöglichen.
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@ imF (jxekutivdirektorensitz) anlangt, hatWas die ML
Hm Exekutl\,' d i'-ainsildie Nationalbank stets die

direktoriwn verlangt. Die MFg @®%@gt neben derUauch
von der C

T)71 ab, in der sich die Schweiz eingliedern würde, und von
der Frage, ob ein 23. Exekutivdirektorensitz geschaffen wird. Unter der An-
naIIme der Schaffung eines 23. Exekutivdirektorensitzes und einer Gruppe, in
der die Schweiz das grösste Land wäre, hätten wir die besten Chancen, einen
festen Exekutivdirektorensitz zu erhalten. Weil Quotenhöhe und Beitritt noch
offen sind, wurde bisher darauf verzichtet, die Möglichkeiten der Ländergrup-
penbildung informell zu erkunden. Wir verfügen diesbezüglich über keinerlei
Anhaltspunkte. Die Bereitschaft des IWF, einen 23. ExekuHvdirektorensitz zu
schaffen, muss dagegen auf Grund einer gegenwärtigen Beurteilung als sehr
fraglich bezeichnet werden. Ob der Widerstand insbesondere der Vereinigten
Staaten gegen die Erweiterung des Exekutivdirektoriums schliesslich durch die
Kraft des Faktischen gebrochen werden kann, wird sich erst in letzter Stunde
weisen. Die Chancen, das Ziel eines ständigen Exekutivdirektoresitzes ohne
Erhöhung der Sitzzahl zu erreichen, sind dagegen klein, weshalb in den
exploratorischen Gesprächen auf die Erweiterung des Exekutivdirektoriums
stets grosser Nachdruck gelegt wurde.

Der mI71 BETH@BlßiZfs .en ëiFo-ne en

==h= :en, muss somitHe Fe To enone
-den. Im folgenden wird 6stimmen,erte Quote in:e. 5

um mit grösster Wahr%@ @hUMMn festen Exe-welche erforderlich ist,
kutivdirektorensitz zu erhalten. Je nach Ländergruppe und Anzahl Exekutiv-
direkorensitze könnte auch eine tiefere Quote ausreichen. In den exploratori-
schen Gesprächen wurde mit viel Nachdruck und nicht zuletzt auch mit in-
nenpolltlsdler Begrundung elneSZR gefordert
Vergleiche mit Ländern der Zehnergruppe, insbesondere mit Belgien, das ein
etwas grösseres BIP und mehr Zahlungsverkehr mit dem Ausland, jedoch bei
weitem nicht dieselbe finanzielle und monetäre Bedeutung wie die Schweiz
aufweist, wurden dabei als Massstab verwendet. Belgien verfügt über eine
Quote von 2.1 Mrd SZR.
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Exekutivdirektorensitzes eini ermasser\_siËhüÜBt das Zi€ @fB

r fFB in dnrte die Quote d ngen
Da®t würde die bisher schwächste Länd@@ (Schw@afrika) im Prinzip
verdrängt und, da dies politisch inakzeptabel ist, ein starkes Argument für dje

23 Sltzes geschaffen Jc
1, wie sie sich aus den Berechnungen undaM

IWF ergeben. Eine Quote in dieser
di ließ! d!Eren be-

den illustrativen Ländervergleichen des
Grössenordnung würde bedeuten, dass
sondere Bedeutung im Falle der Schweiz vom IWF anerkannt wird, die jedoch
bei der Quotenberechnung nicht berücksichtigt werden können, auf der politi-
sche:

nen
't wurden. Dies wäre ein s

>emütlungen wäre

Versetzt man sich in die Lage des Membership Committee, ist davon auszuge-
hen, dass drejemge Qlrd, dIe st dass sre vqB=

lilü7Is i7:mdërnd
®Mknd !f, dass die q waz ihre H• e

tW Es ist nicht a priori sicher, dass eine Quote existiert, die beide Parteien
zufriedenstellt. In einem solchen Falle hätten die Mitgliedländer des IWF und
die Schweiz ein Interesse, die Zusammenarbeit in der bisherigen Form fortzu-
setzen. Das Membership Committee wird jedenfalls bestrebt sein, möglichst
neutrale Signale zu senden, was den Entscheid aus Schweizer Sicht erschweren
wird

Es versteht sich, dass diese Grössenordnungen mit Vorsicht zu interpretieren
sind. Begnügt man sich mit einer geringeren Wahrscheinlichkeit der Zielerrei-
chung, ohne das Ziel des ständigen Exekutivdirektorensitzes ganz preiszuge-
ben, nehmen sich die Ueberlegungen anders aus. Nimmt man an, dass sich un-
ter den 152 Mitgliedländern des IWF mindestens zwei oder mehr kleinere Län-
der befinden, die gerne in eine von der Schweiz geleitete Ländergruppe wech-
seIn würden, liesse sich das Ziel eines ständigen Exekutivdirektorensitzes auch
mit einer relativ tiefen Quote erreichen. Es ist allerdings damit zu rechnen,
dass versucht wird, solche Absprungskandidaten in der heutigen Ländergruppe
anzubinden, was durch die innenpolitische Unsicherheit des schweizerischen
Beitritts (Referendum) erleichtert wird.
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Sd\besslich ist festzuhalten, dass der unabhängig davon, ob die
Schweiz den Exekutivdirektor stellt Fn Aspekt einer möglichst wirr

e gIBkI wei–z-Frm's

Die Geltungsmöglichkeiten sind am grössten in einerko m3

Ländergruppe, welche ähnliche Interessen vertritt wie die Schweiz. Da ein
Exekutivdirektor nur eine Meinung äussern kann, ist es denkbar, dass die
Schweiz in einer Gruppe mit Ländern, die sehr andersartige Ansichten
vertreten, auch dann, wenn sie den Vorsitz hätte, weitgehend paralysiert
würde. So ist es schwer vorstellbar, dass die Nationalbank beispielsweise in
einer Gruppe mit schwer verschuldeten Ländern mit grossen gesellschaftlichen
und sozialen Problemen ihre Ansichten klar zur Sprache bringen könnte. Auf
die informelle Erkundung der Möglichkeiten der Bildung einer Ländergruppe
wurde bisher verzichtet, um die Quotenofferte nicht negativ zu beeinflussen
und weil unsere Attraktivität als Partner damit noch offen ist. bba .e 0-

des IWF vorliegt und akzeptiert ist, wird der aktivenU e
b 1 r=Has rh rH n : en••Ül•IBer .c)

müssen. Andernfalls ist die Schweiz nur in der Lage, auf Ländergruppenvor-
schläge anderer zu reagieren, was ihre Wahlmöglichkeiten einschränkt. Es
würde nicht überraschen, wenn uns von Seiten des IWF bzw. einzelner Länder
ein konkreter Ländergruppenvorschlag gemacht würde, um aus IWF-Sicht
unangenehme Lösungen zu verhindern. Dass dabei mehr als eine Rotation im
Exekutivdirektorium verbunden wäre, ist unwahrscheinlich.

Antrag:
- Das I. Departement beantragt, den Bericht zur Kenntnis zu nehmen.

Geht an:
Direktorium, Stellvertreter, F

BIP, WA
Arbeitsgruppe Währungspolitik (Z, JPR, STA, Kg, CP, MP, FÖ, Kä)
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